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KURZE BEGRÜNDUNG

Alle von der Europäischen Union mit Drittländern geschlossenen Fischereiabkommen müssen 
in Einklang mit dem integrierten Rahmen für partnerschaftliche Fischereiabkommen stehen, 
den die Kommission im Jahre 2002 angenommen und zu dem das Parlament im Oktober 2003 
eine Stellungnahme abgegeben hat. Wenngleich es sich im vorliegenden Fall um die 
Verlängerung eines Fischereiabkommens handelt, das vor Inkrafttreten des 
Rahmenabkommens geschlossen wurde, sollte die Kommission die in dem neuen Typ von 
Abkommen enthaltene Philosophie möglichst berücksichtigen. 

Die Politik der Entwicklungszusammenarbeit und die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) der 
Union müssen konsequent und aufeinander abgestimmt sein und sich gegenseitig ergänzen, 
um zur Verringerung der Armut und zu einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen.

Die EU hat sich verpflichtet, die auf dem Gipfel in Johannesburg festgelegte Nachhaltigkeit 
der Fischerei weltweit zu gewährleisten, indem sie die Fischbestände erhält oder 
wiederauffüllt.

Die EU hat den „Kodex für eine verantwortliche Fischerei“ der FAO übernommen.

Die Präsenz der EU in entfernten Fanggründen ist ein legitimes Ziel, und die 
Fischereiinteressen der Union sollten geschützt werden, zugleich sollte jedoch auch auf die 
Entwicklung der Staaten, mit denen diese Abkommen geschlossen werden, geachtet werden.

In diesem Sinne wurde im Jahre 2002 das Fischereiabkommen mit São Tomé und Príncipe für 
den Zeitraum 2002-2005 geschlossen. Das Protokoll, das am 31.5.2005 abgelaufen ist, wird in 
Form eines Briefwechsels bis 31. Mai 2006 verlängert.

Mit dem Protokoll werden Fangmöglichkeiten für Thunfischwadenfänger aus Spanien und 
Frankreich, Thunfischfänger mit Angeln aus Portugal und Oberflächen-Langleinenfischer aus 
Spanien und Portugal eingeräumt.

Die finanzielle Gegenleistung wurde auf 637.500 Euro jährlich festgesetzt. Sie gilt für eine 
Gesamtfangmenge von 8.500 Tonnen Thunfisch.

Darüber hinaus finanziert die Europäische Union in diesem Zeitraum eine Studie zur 
Beurteilung des Taschenkrebsbestands mit einem Betrag von 50.000 Euro.

Die Verfasserin der Stellungnahme befürwortet gezielte Maßnahmen zur Finanzierung 
örtlicher Infrastrukturprojekte im Bereich der Fischverarbeitung und -vermarktung, womit der 
Küstenbevölkerung über die Subsistenzfischerei hinausreichende Möglichkeiten geboten 
werden.

Die Konsultation des Parlaments erfolgt zu einem Zeitpunkt, da die Verlängerung des 
Abkommens abläuft. Der Entwicklungsausschuss wird im März über seine Stellungnahme 
abstimmen, und der federführende Fischereiausschuss wird im darauffolgenden Monat 
Stellung nehmen. Somit wird die Stellungnahme des Parlaments erst einen Monat vor Ablauf 
der Verlängerung im Mai 2006 bei der Kommission eintreffen.



PE 369.871v02-00 4/5 AD\607999DE.doc

DE

Das Parlament kann nicht widerspruchslos hinnehmen, dass seine Befugnisse offen missachtet 
werden.

Das Parlament muss zu dem Verhandlungsmandat konsultiert werden, das der Rat der 
Kommission erteilt, und muss von der Kommission über den Verlauf der Verhandlungen 
informiert werden. Jede Verzögerung der Konsultation muss erklärt und begründet werden.

Das Parlament kann die derzeitige Situation hinsichtlich der Fischereiabkommen mit 
Drittländern nicht akzeptieren. Seine Konsultation muss einen Sinn haben und unter Wahrung 
seiner Zuständigkeiten erfolgen.

Zwischen den zuständigen Ausschüssen des Europäischen Parlaments, der Kommission und 
dem Rat muss ein Dialog eröffnet werden, um die Hindernisse zu beseitigen, die dem 
reibungslosen Ablauf des Konsultationsverfahrens zu Fischereiabkommen entgegenstehen. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Fischereiausschuss, folgende 
Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 2 a (neu)

(2a) Die finanzielle Gegenleistung der 
Gemeinschaft muss auch für die 
Förderung der von der Fischerei lebenden 
Küstenbevölkerung und die Gründung 
kleiner einheimischer 
Fischkonservierungs- und 
-verarbeitungsbetriebe verwendet werden.

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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